
Bundessozialgericht

Verkündet am
290 Januar 1975

")

Awtsinspektor

als UrkEecmter
dcr Ccschötelle

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

Kläger und Revis'ionsbeklagterg

Prozeßbevollmächtigter:

@ e g e n

Bundesknappschaft, Bochum, Pieperstraße 14428,

Beklagte und Revisionsklägcrinn

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 290 Januar 4975 durch den

Vorsitzenden Richter Dr„ D a p p r i c h „ die

Richter S c h r ö d‚e r und R a u s e h e r> und

die ehrenamtlichen Richter J a k u b o w 5 k i
und Dr° B Q n g a r d t für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des

Lände$sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westf—

falen vom 7; Juni 1973 und das Urteil des Sozialgew

richte Gelsenkirchen vom 290 November 4972 aufge—

hoben° Die Klage wird abgewiesen°

Die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens haben

sich die Beteiligten nicht zu erstatten„
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Streitig ist, ob die Beklagte dem im Jahre 1944 geborenen

Kläger Krankentransportkosten zu ersetzen hate Der Kläger

erlitt am 240 Oktober 4971 bei einer Reise im Auto seines

Schwagers einen Herzanfall und wurde in das Krankenhaus

St° Martinus in L “i-Ri‚ 1 gebrachto Br wünschte
eine Verlegung in das Marienhospital BC ,‘wo er bereits

dreimal in den Jahren 4969, 1970 undf497■ stationär behandelt

werden war„ Auf Verlangen der behandelnden Ärztin unter—

Schrieb er folgende Erklärung: "Ich, H1' D '
;, bestä—

tige hiermit, daß ich nach Aufklärung über meinen Krankheits—

zustend und dessen Folgen gegen ärztlichen Rat und auf ei—

gene Verantwortung (das Krankenhaus) verlasse"n‘Die behandeln“

de Ärztin bescheinigte darauf hin, daß für die Fahrt zum

Hrri :hospital ein Krankenwagen erforderlich seio Die statio—
näre Behandlung im Mariénh03pital dauerte vom 24° Oktober

bis zum 10° November 4971,

Die Beklagte verweigerte am 100 Januar 4972‘die Begleichung

der Rechnung über Krankentransportkosten in Höie von 195,50 DM,

Der Kläger beantragte darauf die Übernahme der Transport—

kosten und wies darauf hin, daß die Beklagte noch im Juli
1974 ein Merkblatt an die Mitglieder verteilt habe, in wel—

ChCm es u„a° heiße: "Bei einer Erkrankung während eines
vorübergehenden Aufenthaltes außerhalb des Wohnortes sind

unter Umständen Krankenfahrten erforderlich, um eine ange—

zeigte ärztliche Behandlung oder Krankenhausbehandlung am
Wohnort zu ermöglichen° In einem solchen Fall erstatten wir

ohne Rücksicht auf die Entfernung Fahrtkosten für eine Strecke

bis zu 400 Doppelkilometero Voraussetzung ist die Vorlage ei-

n r ärztlichen Bescheinigung darüber, daß infolge der Erkran—

kung die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel nicht mög—

lich war"°

Mit Bescheid vom 260 Juli 1972 lehnte die Beklagte die Kosten-
erstattung ab° Die im Merkblatt angegebenen Ansprüche hätten
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sich aus @ 11 Nr° 5 der Krankenordnung ergebeno % 11_13r° 5

der Krankenordnung habe gelautet: "Bei Erkrankungen Mäh—

reend eines vorübergehenden Aufenthalts außerhalb des Kohn—

orte werden ohne ■ücksicht auf die Entfe1 nung Trar |_
) [] y»
)

0 }„
\

C
“ |

kosten, die durch die Rückkehr an den Wohnsitz zwecks

spruöhnahme ärztlicher oder Krankenhaushehandlung e

hen, bis zu 100 Doppelkilométernerstattet; Voraussetzung

ist die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung, dai$ infol—

ge der Erkrankung die Benutzung eines Krankenwagens notwen—

dig und die Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsmittel

nicht möglich war"? Die Vertreterversemmlung habe cm 240 du"

ni 1971 aufgrund eines Urteils des Bundessozi ügeri ht

(BSG) vom 24° Februar 1971 (vglo hierzu BSGE 32, 225 £

: SozR Kr° 42 zu 5 182 der ReichsVersichcrungsordnung

O
H

—RVO—) beschlossen; diese Bestimmung mit Wirkung von
1° August 1971 ersatzlos zu streichen° Nach der am 21„‚Sep—
tember 1971 erteilten Genehmigung_durch das Bundesversiche—

.:.»-
rungsamt sei der Satzungsnachtrag in der Zeitschriit

"Konpaß" Nr° 11/1971 unter den amtlichen Beka1ntrn chungen

der Bundesknappschaft im vollen Wortlaut veroi_cnzlicnt

werdeno Da in L
_

l—R: VL die erforderliche Kran“

henhilfe zur Verfügung gestanden habe, habe kein zwingen—

der Grund zur Rückh ehr an den Wohnort vorgelegen° Der gee

gen den Bescheid eingelegte ”widerspruch wurde mit Kider—

spruchsbescheid vom 259 September 1972 zurückgewiesen„ Die

dagegen erhobene Klage war vor dem Sozialgericht (SG)

Gelsenkirchen und LandeSsozialgericht (LSG) für das Lcnd

Nordrhein—Westfalen erfolgreich° Zur Begründung seiner Lnt»

scheidung führt das LSG aus, für den Transport en 240 Okt0»

ber 1971 habe keine medizinische Notwendigkeit vorgelegcn°

Es habe der Verdacht auf einen Herzinfarkt bestanden° In
Kraftwagen seines Schwagers habe der Kläger die Sehrt nicht
forte zen könneno Die Ärzte des Krankenhauses in L

“ "” hatten dem Kläger geraten, zundchst in L
_

1 zu
bleiben, schließlich hätten sie jedenfalls die Benutzung

eines Krankenwagens für erforderlich bescheinigt° Offen-

„4kundig habe die Fahrt von I nach 3 cm
24° Oktober 1,71 bei dem bestehenden Verdacht auf einen
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Herzmuskelinfarkt ein gewisses gesundheitliches Risiko

mit sich gebracht° Die Möglichkeiten des Krankenhauses in

L„‘‚w_p_ 1 hätte aueh für eine_adäquate Behandlung des Klä—
gers ausgereichto Es müsse jedoch davon ausgegangen werden,

daß sich eine — unter Umständen längere — Krankenhausbehand—
lung in einer fremden Stadt ungünstiger auf das Wohlbefin—
den und damit auf die Heilungsaussichten auswirke, als wenn

die Behandlung in einem Krankenhaus am Wohnort des Patien-

ten erfolge° Man werde der Funktion der gesetzlichen Kran—

kenhilfe nur dann gerecht, wenn ma„ - im Einklang mit-den

neueren Qrkenntnissen der medizinischen Wissenschaft - eine

menschli hg■Situation des Versicherten und insbesondere seine

Beziehung/zur Umwelt, die für die Heilung bedeutsam sein'
könnten, nicht außer acht gelassen würdei„ Diesen Gesichts—

punkten habe die Beklagte in der alten Fassung der Vorschrift

des € 11 Nr° 5 der Krankenordnung Rechnung getragen gehabt,
‚indem sie generell die Tran5portkosten bis zu einer Entfer—

nung von 100 Doppelkilometer■erstattet habe, wenn der Ver—

sicherte wegen seiner Krankheit nur in einem Krankenwagen

habe befördert werden könneno Die genannte.Bestimmung sei in

der alten Fassung für den vom Kläger geltend gemachten An—
spruch noch rechtswirksmn° Die Vertreterversammlung der Be—

klagten habe zwar bereits am 24, Juni 1971 die Streichung der

Vorschrift mit Wirkung vom 1° August 1971 beschlossen gehabt
und der hier infrage stehende Krankentransport habe erst_em

24° Oktober 1971 stattgefunden, die Änderung der Krankenord—

nung sei aber erst im November 1971 veröffentlicht werden()

Gemäß5 154 Abs° 2 Satz 2 Reichsknappschaftsgeset2 (EKG)
und @ 57 Satz 2 der Satzung der Beklagten sei für eine solche

Änderung der Krankenordnung die Pflicht zur öffentlichen Be—
kanntmachung vorgesehen, so daß die Änderung der Kranken—
or‘n‘ng auch erst mit der Veröffentlichung wirksam geworden

seio Die in 5 11 nr, 5 aF der Krankenordnung vorgesehenen

Voraussetzungen für die Übernahme der Transportkosten durch

die Beklagte seien dem Grunde nach gegebeno Deshalb seien
7ie entstandenen Kosten auch in voller Höhe zu ersetzen, die

Kosten der Fahrt mit einem öffentlichen Verkehrsmittel seien
nicht absetzbar, weil der Kläger diese Kosten nicht ersper
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habe: Wenn er keinen.Herzanfall erlitten hätte, HÖÜ' er

mit dem Wagen seines SChwagers zurückgefahrenc Ücgén das

Urteil hat das LSG die Revision zugelasseno

Mit der Revision macht die Beklagte geltend, das ISG habe

% 244 EVO, der nach 5 20 EKG auch für die knappschsftlichc
Krankenversicherung gelte, unrichtig angewandto Wie cas

LSG richtig festgestellt habe, habe für den Transport am
24° Ostobcr 4974 keine medizinische Notwendigkeit vorgele«

gcn‚ weil die erforderliche Krankenhilfe am Erkrankunßs—

ort habe zur Verfügung gestellt werden können° 3„ sei zwar

richtig‚ daß nach 5 44 Nr° 5 a? der Krenkenordnung bei Er“
krankungen während eines vorübergehenden A1fentheltes außer

TW.”

halb des Wohnortes Transportkosten, die durch die neckkchr

an den Wohnsitz zwecks Inanspruchnahme ärztlicher oder

Krenkenhausbchandlung entstehen, bis zu 400 Deppclkilome—

ter zu erstatten gewesen seien° V rcussetzung sei die Vor—

lage einer ärztlichen Bescheinigung geweScn, daß infolge
der Erkrannung die Benutzung eines Krankenwagens notrcn—

dig und die Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsmittel

nicht möglich gewesen sei, jedoch sei nach der Rechtspre—

chung des BSG eine solche Regelung den heutigen Verhält—

nissen nicht mehr angepaßt, weil sie hie Versicherten7 Je

nach der —zufälligene Entfernung des Erkrankungsortcs

vom Kassenbezirk ungleich treffen würde (vgl.° BSGE 32,

227)° Die Rechtsprechung des BSG habe in Widerspruch zu
5 44 ”ro 5 a? der Krankenordnung gestanden, so daß diese
Vorschrift rechtsunwirksam geworden sein Die Rechtspre—
chung habe für die Mehrzahl der in der knappscheftlic
Krankenversicheruhg Berechtigten Leistungsvorbosscrungen

zur Folge gehabt, die in den entsprechenden Versicherungsw

fällen umgehend hätten berücksichtigt werden müsseno Der
Beschluß der Vertreterversammlung der Beklagten über den

Wegfall der Bestimmungädes @44 Nr„ 5 der Krankenerenung
sowie die anschli ßendc■Veröfiéntlich*ng hätten daher
keinen rcchtsetzendcm Charakter, sondern lediglich dekla—
ratorische Bedeutung gehabto Sofern der neuen durch die

Rechtsprechung des BSG geschaffenen Rechtslage Bestimmun—
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gen der Satzung bzwo der Krankenordnung entgegenstehen,

seien diese mit sofortiger Wirkung
— ohne besondere Änderung

der Satzung bzwo der Krankenordnung — rechtsunwirksam, auch

wenn für den berechtigten Personenkreis teilweise ein Lei—

stungswegfall einträte° Das Vertrauen des Versicherten auf

die bisherige Regelung sei schon deshalb nicht schutzwürdig

gewesen, weil diese nach der Rechtsprechung des BSG mit

der Neuregelung hätten rechnen müssen, die zur Zeit des

Transports auch bereits von der Vertreterversemmlung bc—
sehlossen gewesen seio Schließlich sei das Urteil des LSG

auch insofern fehlerhaft, als es die Beklagte zur Erste tung

der vollen Transportkosten ohne Abzug der Kosten verurteilt

habe, die dem Kläger bei der Inanspruchnahme eines öffent—

lichen Verkehrsmittels entstanden wären°

Die Eeklagte beantragt,

das Urteil des LSG für das Land Nordrhein-

Westfalen vom '?0 Juni 1975 und das Urteil des

SG Gelsenkirchen vom_29„ November 1972 aufzuhe—

ben und die Klage'abzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die.Revision zurückzuweisen°

Er ist der Ansicht, daß ihm ein Verbleiben in dem Kranken—

haus in L; —R nicht habe zugemutet werden
können, und daß die Entscheidung des BSG vom 24° Februar
4971 nicht im Widerspruch zu den Entscheidungsgründen des

angefochtenen Urteils stehe°

II‚

Die statthafte Revision der Beklagten ist begründet() Die

Urteile der Verinstanzen mußten aufgehoben und die Klage

abgewiesen werden°

Für die Entscheidung des.Rechtsstreits können die Auswir—

kungen des Urteils des BSG vom 240 Februar 4971 (BSGE 52,

..7..
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225 ff = SozRglär° 42 zu 5 482 EVO) und der danach erfolg—
ten Änderung/der Krankenordnung der Beklagten} @ e neei

57 ihrer Satzung Bestandteil dieser Satzung ist, dahin—

gestellt bleiben, denn der geltend gemachte Ans :uci*1 auf

Erstattung der am 24° 0kt0ber 7974 entstandenen Beiörde—

rungskosten vom Krankenhaus St° Martinus in L " 1—
R i in das Marienhospital in B

__ J‚ dem L)hnort des
Klägers, ist weder nach der.alten noch nach der neuen Eas—

sung der Krankenordnung der Beklagten begründet; auch aus

dem Merkblatt der Beklagten, auf das sich der Kläger be—

ruft, :unn ein solcher Anspruch nicht her gel eitet 1:erdcno

Wie sich aus dem Urteil des BSG vom 240 Februar 3971 er—

gibt, gehören die Kosten für den Rücktransport eines außer—

halb seines Wohnortes Erkrankten als unselbstänöigc Neben—

kosten zu der von den Krankenkassen zu gewährender & an—
kenhilfe° Als Krankenhilfe können aber nach den Sinn und

HZweck der gesetzlichen Krankenversicherung nur eistungen

gewährt werden, die im Hinblick auf eine Bess ring des Ge—

sundheitszustandes des Versicherten'zweckmäßigs ind (vgl

hierzu zB° 5 182 Abs() 2 RVG")o Nach den Feststellungen des

LSGhat aberdie Fahrt von L: ' -R --ach
Et

’ „
am 24° Oktober 1971 bei dem bestehenden Verdacht

auf einen Herzmuskelinfarkt ein gewisses gesundheitlichee

Risiko mit sich gebracht, welches die behandelnde irztin

veranlaßte, sich von dem Kläger bes chéinigen
zu lassen,

daß er das Krankenhaus gegen ärztlichen Rat und auf eige—

ne Verantwortung ver lasse° Der Rücktransport am Tage der
Erkrankung war also unzweekmäßig, und von ihm mußte im

Zeitpunkt der Durchführung befürchtet werden, daß er den

Gesundheitszustand des Versicherten verschlechteru würdco

Es ist so selbstverständlich daß Kosten für derartige
Maßnahmen von einer Krankenkasse nicht zu er cette: sind,

daß diese Einschränkung für die Erstattung von Kosten

für einen Rucktransport unter diesen Voraussetzun ngen nicht

ausdrücklich in die Satzung und auch nicht in da von der[Q

Beklagten herausgegebene Merkblatt aufgenommen zu werden

rauchteo Aus dem Sinn und Z\-:cck der Krankenhil > ergibt
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sich, daß eine Krankenkasse im Rahmen der Krankenhilfe

k ine Leistungen erbringen darf, die nach ärztlicher Ansicht

für die Gesundheit des Versicherten schädlich sind oder die
die Gefahr einer Verschlechterung des_Gesundheitszustandesdes
V rsicherten mit sich bringen° Wenn sich später bei einer

rückecheuenden Betrachtung herausgestellt haben sollte,

daß der.Rücktran3port nicht mit den Risiken belastet war,
die von der'Ärztin im Zeitpunkt seiner Durchführung angenom—

men werden mußten, so würde auch das nicht die Rückerstat—

tung der Beförderungskosten rechtfertigen, denn entScheidend

ist, ob die Maßnahme zur Zeit ihrer Durchführung wegen des

damit verbundenen gesundheitlichen Risikos für den Versicher—

ten als schädlich angesehen werden mußte° Ob etwas anderes

gelten muß, wenn des angenommene Risiko auf einer krassen

Dehldingnose des Arztes beruhte, kann dahingestellt bleiben,

weil im vörliegenden Fall dafür kein Anhalt besteht° Soweit
es gesundhéitsfördernde Maßnahmengibt„deren Durchführung

auch gewisse gesundheitliche Risiken für die Versicherten

mit sich bringen, muß eine Sorgfältige Abwägung der für und
gegen

diese Maßnahmen sprechenden Gründe vorgenommen werden

und sie dürfen nur durchgeführt werden; wenn die für sol—
che Maßnahmen sprechenden Gründe überwiegeno Im vorliegen—

den Fall sind aber keine Gründe ersichtlich, die den Trans—

port von L
T

‚R ’ nach B bereits am ersten

Tage der Erkrankung als angezeigt erscheinen lassen

könnteno
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Auf die Revision der Beklagten mußten daher die Urteile

des LSG und des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen

werdcno

Die Kostencntscheidung beruht auf 5 495 Sozialgerichts—
gesetzo_
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